
 
Verbandsgemeindeverwaltung  
Rhein-Selz Oppenheim, den 11.06.2026 
Fachbereich: Bauen und Umwelt 
Aktenzeichen: 043-521.11-2026-19 

Vorlage: 043/2026/0050 
 
B e s c h l u s s v o r l a g e  
 

 Sitzungstag TOP Status Abst. 
ja 

Abst. 
nein 

Abst. 
Enth. 

Ausschuss für Bauwesen und 
Stadtsanierung Nierstein 

07.07.2026 9 Öff.    

Stadtrat Nierstein 03.09.2026 13.8 Öff.    

 
    

 
Nierstein-Schwabsburg; Bauvoranfrage; Beteiligung der Stadt gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Woogstraße; Flur 20, Flurstück 474 und 475  
Fristende: 29.07.2026 
Anbau eines zusätzlichen Gebäudeteils an ein bestehendes Wohngebäude im Außenbe-
reich 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Bauausschuss erteilt zur vorliegenden Bauvoranfrage das Einvernehmen gemäß § 36 
BauGB.  
 
 
 

 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle:       

 
 Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von       € zur Verfügung. 

 

 Die Genehmigung bei Abweichung vom Einzelzweck erforderlich. 
 

 Bei gegenseitiger oder einseitiger Deckungsfähigkeit; Deckung erfolgt aus  
 Buchungsstelle:       

 

 Die Zustimmung zur Leistung von über-/außerplanmäßigen Ausgaben gemäß § 100 
GemO in Höhe von :       € wird erteilt. 

 

 Schriftlicher Antrag ist beigefügt. 
 
 
Im Auftrag  Im Auftrag  
    
    

(Rech)  (Crosland) Stellv.  
Sachbearbeiterin  Fachbereichsleiter  
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Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da Baugenehmigungsbe-
hörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die Gemeinde in ihrer 
Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung die Beteiligung im 
Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. Beschlussfas-
sungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht zulässig; infolge-
dessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des § 36 BauGB als 
nicht erteilt! Fristende: 29.07.2026  
  
 
• Bauvoranfrage  
 

Gegenstand der Bauvoranfrage ist die Erweiterung eines bestehenden Wohngebäudes im un-
beplanten Außenbereich gemäß § 35 BauGB durch die Errichtung eines zusätzlichen Gebäu-
deteils mit einer eigenständigen Wohneinheit. 

 

Geplant ist die Ergänzung des bestehenden Wohngebäudes um einen weiteren Gebäudeteil, 
der eine separate Wohnung aufnehmen soll. Der Anbau soll an der fensterlosen Nordseite des 
Bestandsgebäudes errichtet und gegenüber diesem nach Westen versetzt werden. In seiner 
Gestaltung ist der Anbau einer Doppelhaushälfte vergleichbar.  

Die Grundfläche des Anbaus ist den vorgelegten Unterlagen nicht eindeutig zu entnehmen, da 
eine Vermaßung im Lageplan fehlt. Nach dem eingereichten Lageplan ist jedoch erkennbar, 
dass die Grundfläche des Anbaus die Größe des bestehenden Wohngebäudes von rund 100 m² 
deutlich überschreitet. 

Die neu entstehende Wohnung soll durch den Sohn der Eigentümer des Ursprungsgebäudes 
genutzt werden. 

 

Das Vorhaben befindet sich im Außenbereich der Gemarkung Schwabsburg. Im gültigen Flä-
chennutzungsplan 2030 sind die Grundstücke als Fläche für die Landwirtschaft sowie teilweise 
als Suchraum für Ausgleichsflächen dargestellt.  

Die baurechtliche Beurteilung erfolgt nach § 35 BauGB. Der Tatbestand einer Privilegierung 
nach § 35 Abs. 1 BauGB liegt nicht vor.  

Gemäß § 35 Abs. 4 Nr. 5 BauGB kann einem Vorhaben nicht entgegengehalten werden, dass 

es Darstellungen des Flächennutzungsplans oder eines Landschaftsplans widerspricht, die na-

türliche Eigenart der Landschaft beeinträchtigen oder die Entstehung, Verfestigung oder Er-

weiterung einer Splittersiedlung befürchten lässt, soweit das Vorhaben im Übrigen 
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außenbereichsverträglich im Sinne des § 35 Absatzes 3 BauGB ist und es sich um die Erweite-

rung eines Wohngebäudes auf bis zu höchstens zwei Wohnungen handelt, soweit die folgen-

den Voraussetzungen eingehalten werden: 

• das Gebäude ist zulässigerweise errichtet worden, 

• die Erweiterung ist im Verhältnis zum vorhandenen Gebäude und unter Berücksichti-

gung der Wohnbedürfnisse angemessen und 

• bei der Errichtung einer weiteren Wohnung rechtfertigen Tatsachen die Annahme, 

dass das Gebäude vom bisherigen Eigentümer oder seiner Familie selbst genutzt wird. 

Diese Voraussetzungen sind vorliegend grundsätzlich erfüllt. Hinsichtlich der Größe des ge-
planten Anbaus bestehen jedoch Bedenken. Nach den vorliegenden Unterlagen beträgt des-
sen Grundfläche etwa 170 m² und übersteigt damit die Grundfläche des Bestandsgebäudes 
von rund 100 m² deutlich. Ob die Erweiterung unter diesen Umständen noch als angemessen 
im Sinne des § 35 Abs. 4 Nr. 5 BauGB angesehen werden kann, bedarf einer näheren Prüfung 
im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens. 

Im weiteren Verfahren ist daher insbesondere darzulegen und nachzuweisen, dass Umfang 
und Ausgestaltung des Anbaus die Grenzen einer angemessenen Erweiterung des bestehen-
den Wohngebäudes nicht überschreiten. 

 

 

Sofern die Angemessenheit der zu überbauenden Grundfläche dargelegt oder diese verrin-
gert wird, bestehen gegen das Bauvorhaben keine bauplanungsrechtlichen Bedenken.  

 

Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 

 

Die Anzahl der notwendigen Stellplätze kann im Rahmen eines Bauantrags auf den Grund-
stücken leicht nachgewiesen werden.  

 

 
 
 
 
 
  
 
 


